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Meinung

Danke fürnichts
L ieber Staat,
wirmüssen über unserenDeal reden.

Ich arbeite. Du kassierst: Lohnsteuer,
Krankenversicherung, Rentenversiche-
rung, Pflegeversicherung, Arbeitslosenver-
sicherung. Und wennmein Netto nach die-
serBegegnungkurzglaubt, esdürfe jetztmir
gehören, stehst du schonwieder hintermir.
An der Supermarktkasse, an der Tankstelle,
auf der Stromrechnung, in der Miete, beim
Glas Wein, beim Handyvertrag, beim Flie-
gen, beim Wohnen, beim Essen und im
Briefkastenmit demRundfunkbeitrag.

Du bist wirklich zuverlässig, wenn du
Geld brauchst.

Wenn es ums Nehmen geht, bist du ein
Schweizer Uhrwerk. Beim Auszahlen eher
ein Faxgerät in einer Behörde, die nur nach
Termin arbeitet.

Dabei will ich keinenGratisstaat. Ich will
funktionierende Straßen, Schulen, Kran-
kenhäuser, Pflege, Polizei und Sozialleis-
tungen. Solidarität kostet Geld. Zivilisation
auch. Ich zahle meinen Anteil. Aber dann
will ich im Ernstfall auch zurückbekom-
men, wasmir zusteht.

Deutschland belastet einen alleinste-
henden Durchschnittsverdiener ohne Kin-
der mit 49,3 Prozent der gesamten Arbeits-
kosten durch Steuern und Sozialabgaben.
Der OECD-Durchschnitt liegt bei 35,1 Pro-
zent. Nur Belgien liegt noch vor uns. Silber
also. Immerhin aufs Treppchen geschafft.

Druck durch Existenzsorgen

Doch bei der Unterstützung geht Dir gern
die Kondition aus. Wer wirklich krank ist,
sollte nach sechs Wochen nicht plötzlich fi-
nanziell abstürzen. Gerade bei Burn-out,
Depressionen, Krebs oder schweren kör-
perlichen Erkrankungen braucht man Zeit,
um wieder gesund zu werden – und nicht
zusätzlichen Druck durch Existenzsorgen.
Krankengeld ist ohnehin kein bequemer
Urlaub: Es liegt unter dem normalen Ein-
kommen, während Miete, Strom und Le-
bensmittel weiterlaufen.

Aber weil diese Unterstützung wichtig
ist, muss sie auch glaubwürdig bleiben. Es
kannnicht sein, dassMenscheneineKrank-
schreibung als verlängerte Auszeit behan-
deln, während Unternehmen und Beitrags-
zahler die Kosten tragen.

Deshalb wäre eine Staffelung sinnvoll.
Am Anfang gilt Vertrauen in die ärztliche
Diagnose. Bei sehr langen, auffälligen oder
häufig wiederkehrenden Fällen sollte jedoch
eine unabhängige Prüfung durch denMedi-

zinischenDienst erfolgen.Nicht als Strafe für
Kranke, sondern damit Hilfe bei denen an-
kommt, die siewirklich brauchen.

Ich kenne jemanden, der lange gearbei-
tet hat. Immer funktioniert hat. Termine
eingehalten, Pflichten erfüllt, durchgezo-
gen. Heute kostet schon ein Telefonat Kraft.
Ein Arzttermin ist kein Termin, sondern
eine Expedition. Und genau dann beginnt
die deutsche Schnitzeljagd.

Welche Stelle? Welcher Antrag? Welcher
Nachweis? Welcher Nachweis für den
Nachweis? Welche Unterlage muss man
einreichen, um glaubhaft zu machen, dass
man gerade nicht die Kraft hat, Unterlagen
einzureichen? Ein kranker Mensch sollte
Patient sein dürfen. Nicht Projektmanager
der eigenenHilfsbedürftigkeit.

Und wenn das Geld nicht reicht? Dann
Wohngeld beantragen. Gute Idee. In Pan-
kow beträgt die durchschnittliche Bearbei-
tungszeit aktuell neun Wochen. Neun Wo-
chen, um festzustellen, ob jemand zuwenig
Geld hat. Man muss in Deutschland offen-
bar erst genügend Geld haben, um die Zeit
zu überbrücken, bis der Staat offiziell bestä-
tigt, dass man zu wenig Geld hat. Das ist
keine Verwaltung. Das ist ein Escape Room
für Arme.

Vielleicht sollten die anderen Ämter
beim Finanzamt Praktika machen. Oder
beim Beitragsservice. Dann käme der Be-
willigungsschein eventuell nicht erst neun
Wochen später. Ein Wohngeldbescheid mit
der Entschlossenheit einer Mahnung vom
Finanzamt: Das wäre mal eine Verwal-
tungsreform.

Und dann ist da die alleinerziehende
Mutter. Sie steht an der Supermarktkasse
und rechnet nicht in Rendite, sondern in
Abendessen: Obst oder Waschmittel. Fahr-
karte oder Winterjacke. Vielleicht geht bei-
des –wenndiesenMonat nichts kaputtgeht.

Sie bekommt 259 Euro Kindergeld. Ge-
nauso viel bekommt die Familie, bei der
diese 259 Euro am Monatsanfang direkt ins
Juniordepot wandern: ETF, Zinseszins, mit
18 ein netter Start ins Leben. Ich gönne je-
demKinddiesesDepot.AberGleichbehand-
lung ist nicht automatischGerechtigkeit.Der
Staat überweist beiden denselben Betrag
undnennt das fair. Es ist vor allemeinfach.

Und dann, lieber Staat, erzählst du uns
seit Jahren, dass du dringend Kinder
brauchst. Wegen Fachkräften. Wegen
Rente. Wegen Pflege. Wegen Zukunft. Kurz:
Du brauchst Nachwuchs.

Ein Paar sagt dir: Wir würden dir diesen
Wunsch ja gern erfüllen. Es klappt nur me-
dizinisch nicht. Und du antwortest: Dann
übernehmen wir die Hälfte. Unter engen

Sozialstaat

Voraussetzungen zahlst du 50 Prozent der
Kosten für die ersten drei Versuche einer
künstlichen Befruchtung.

Viel Glück mit dem Kinderwunsch. Und
falls es nicht klappt, bitte den Rest selbst fi-
nanzieren.

Du musst nur nach Israel schauen. Dort
werden Kinderwunschbehandlungen für
die ersten beiden Kinder weitgehend finan-
ziert. Israel hat die höchste Geburtenrate
der OECD. Das liegt nicht nur daran – aber
es zeigt, was passiert, wenn ein Staat Kinder
nicht nur fordert, sondern aktiv fördert.

Kommen wir zum Alter. Vor einiger Zeit
fragte mich ein älterer Mann nach meiner
Pfandflasche. Seine Rente reiche nicht,
sagte er. Er habe sein Leben lang gearbeitet.
Vielleicht kann man sofort erklären, dass
ein Einzelfall keine Statistik ist. Dass Pfand-
sammeln nicht automatisch Armut bedeu-
tet. Alles richtig. Aber dann bleibt trotzdem
diese eine Frage stehen: Warum steht in
einem reichen Land ein alter Mann vor mir
und bittet um 25 Cent?

DasWürdeproblem

Im Dezember 2025 erhielten 764.065 Men-
schen im Rentenalter Grundsicherung.
764.065 Menschen, bei denen Rente oder
sonstiges Einkommen nicht ausreichten,
um das Leben zu bezahlen. Das ist keine
Randnotiz. Das ist eine mittlere Großstadt
voller Menschen, die nach einem langen
Leben noch einmal beim Staat erklären
müssen, dass sie nicht genug haben.

Ein Land, in dem alte Menschen nach
einem Arbeitsleben Pfandflaschen sam-
meln müssen, hat nicht nur ein Renten-
problem. Es hat einWürdeproblem.

Dann kommt die Pflege. Dieses beson-
ders schöne Kapitel im Kleingedruckten
unseres Sozialstaatsvertrags. Man zahlt
jahrzehntelang Pflegeversicherung. Man
arbeitet, spart, sorgt vor. Und wenn Pflege
dann tatsächlich eintritt, liegt die durch-
schnittliche Eigenbelastung im ersten Jahr
im Heim bei 3364 Euro imMonat – der Zu-
schuss der Pflegeversicherung bereits ein-
gerechnet. Darin stecken neben dem ver-
bleibenden Pflegeanteil auch Unterkunft,
Verpflegung und Investitionskosten.

Ja, natürlich kostet Wohnen auch im
Pflegeheim Geld. Niemand verlangt ein
staatlich garantiertes Erbe. Trotzdem eine
beachtliche Summe für ein System, in das
man jahrzehntelang eingezahlt hat.Was ge-
nau versichert die Pflegeversicherung dann
eigentlich?

„Teilabsicherung“, sagt das System. Das
klingt, als bestelle man ein Brötchen und
bekäme dafür die Hälfte einer Serviette.

DerAblauf lautet offenbar:Arbeiten.Ein-
zahlen. Vorsorgen. Pflegebedürftig werden.
Erspartes einsetzen. Bedürftigkeit nachwei-
sen. Hoffen, dass die Kinder nicht schon
selbst an ihren Grenzen leben. Und wenn
alles weg ist, hilft der Staat. Nach Prüfung.
Die Bearbeitung kann einige Wochen dau-
ern. Wir bitten darum, bis dahin nicht noch
dringenderHilfe zu brauchen.

Auch im Bundestag spricht man gern
über Eigenverantwortung und private Vor-
sorge. FürAbgeordnete gilt bei derAltersver-
sorgung allerdings ein eigenesModell: Nach
einem Jahr Mandat entsteht ein Anspruch
auf Altersentschädigung in Höhe von 2,5
Prozent der Abgeordnetenentschädigung;
mit jedemweiterenMandatsjahr steigt er.

Ich gönne Politikern eine ordentliche Al-
tersversorgung. Aber es ist schon bemer-
kenswert, wie überzeugend sich „länger
arbeiten“, „mehr arbeiten“ und „Eigenver-
antwortung“ anhören, wenn man selbst
nicht im selben System altert wie die Men-
schen, denen man es erklärt. Nicht wahr,
HerrMerz?

Und ja, lieber Staat, ich sehe auch, dass
du Geld außerhalb Deutschlands ausgibst:
für Radwege in Peru, internationale Klima-
fonds,Verkehrswende inanderenMetropo-
len. Seit Beginn des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine hat Deutschland
mehr als 43,3 Milliarden Euro zivile und
rund 57,6 Milliarden Euro militärische
Unterstützung geleistet oder für die kom-
menden Jahre eingeplant.

Bitte hör endlich auf, dieWürdeder eige-
nen Bürger gegen außenpolitische Verant-
wortung auszuspielen. Ein handlungsfähi-
ger Staat muss beides können. Wenn etwas
politische Priorität hat, werden Milliarden
organisiert, Verfahren beschleunigt und
Haushalte geöffnet. Warum gelingt diese
Entschlossenheit so selten erstmal im eige-
nen Land?

Ich bin nicht wütend, weil du Geld kos-
test. Ich bin wütend, weil du Solidarität ver-
sprichst und im Ernstfall Kleingedrucktes
lieferst.

In deinem Grundgesetz steht: „Die
Würde des Menschen ist unantastbar. Sie
zu achten und zu schützen ist Verpflichtung
aller staatlichen Gewalt.“ Aber Würde ist
nicht nur die Frage, ob jemand am Ende
noch eine Grundsicherung bekommt.
Würde heißt auch, nicht bei jeder Krise das
Gefühl zu haben, allein dazustehen.

Denn ich zahle nicht für Mitleid. Ich
zahle für Verlässlichkeit.

Danke, lieber Staat.
Deine Bürgerin
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